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Drucksache VI/3107 


Sachgebiet 95 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Mursch (Soltau-Harburg), RoU- 
mann, Blumenfeld, Lemmrich, Dr. Müller-Hermann, 
Damm, Schröder (Wilhelminenhof), Dr. Schmid-Burgk, 
Orgaß und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Lage der Seeschiffahrt und der Werften 


Im Verkehrsberidit der Bundesregierung wird zum Ausdruck 
gebracht, daß die Bundesrepublik Deutschland mit ihrem be- 
deutenden Überseehandel auf eine angemessene eigene Han- 
delsflotte nicht verzichten kann. Tatsächlich aber wächst der 
seewärtige deutsche Außenhandel schneller als die Handels- 
flotte. Der deutsche Anteil an der Welthandelstonnage sinkt. 
Die deutsche Seeschiffahrt befindet sich auf den internationalen 
Seeverkehrsmärkten in einem harten Wettbewerb. Um wett- 
bewerbsfähig zu sein, muß sie sich ständig der fortschreitenden 
technischen Entwicklung anpassen, muß modernisieren und 
rationalisieren. 

Die internationalen Wettbewerbsbedingungen sind jedoch viel- 
fach verzerrt. Flaggendiskriminierung, stärkere Förderung von 
Schiffahrt und Schiffbau in bedeutenden Schiffahrts- und Indu- 
strieländern und unzureichende eigene Kapitalbasis haben die 
deutsche Seeschiffahrt benachteiligt. Außenwirtschaftliche Maß- 
nahmen der Bundesregierung wie die Aufwertung der DM 
und die Freigabe der Wechselkurse haben zu erheblichen Ein- 
nahmeverringerungen geführt, weil die Preise in der See- 
schiffahrt in fremder Währung - meist in US-Dollars - festge- 
setzt werden. 

Diese Entwicklung fiel zusammen mit einem Frachtenverfall 
auf den internationalen Frachtenmärkten und einer Kosten- 
explosion in Schiffahrt und Schiffbau. Alle diese Umstände zu- 
sammen führten zu einer Lage, die Schiffahrtsfachleute als 
„trostlose Situation'' bezeichnet haben. 

Angesichts dessen hat der Verkehrsausschuß des Deutschen 
Bundestages nach Anhörung der Gewerkschaften und Verbände 
dem Bundestag einen Entschließungsantrag vorgelegt, der die 
Bundesregierung u. a. ersuchte, „zu prüfen, ob bei der Aufstel- 
lung der Bundeshaushaltspläne in den nächsten Jahren schritt- 
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weise höhere Ansätze für die deutsche Seeschiffahrt eingeplant 
werden können". Der Antrag wurde einstimmig angenommen. 
Die Bundesregierung tat das Gegenteil. Sie kürzte die Mittel 
für die Neubauhilfen beträchtlich, ohne das Ergebnis der laufen- 
den Untersuchungen und der Werften-Enquete abzuwarten. 
Sie hat sich damit zu ihren wiederholt verkündeten Zielsetzun- 
gen der Verkehrspolitik in Gegensatz gesetzt. 


Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Wie hoch beziffert die Bundesregierung die Verluste, die 
der deutschen Seeschiffahrt 

a) aus der DM- Aufwertung von 1969 

b) während des Floating vom Mai bis Dezember 1971 

c) nach der Aufwertung der DM im Dezember 1971 
erwachsen sind oder werden? 

2. Wieviele Schiffe deutscher Reedereien (Tonnage absolut 
und relativ und nach Altersstruktur) sind unter ausländi- 
schen Flaggen gefahren bzw. neu in Dienst gestellt worden 

a) im Jahre 1970 

b) im Jahre 1971? 

3. Wieviele von diesen Verkäufen sind echte Veräußerungen 
an ausländische Unternehmen, und wieviele sind unter 
ausländische Flagge gebracht, aber unter Disposition deut- 
scher Reeder geblieben? 

4. Entspricht diese deutsche Entwicklung auch der in anderen 
Schiffahrtsländern? 

5. Hat die Bundesregierung den im Aufträge des Seeverkehrs- 
beirats erstellten Bericht über den Flaggenwechsel zur 
Kenntnis genommen, teilt sie die in diesem Bericht getrof- 
fenen Feststellungen über Ausmaß und Ursachen des Flag- 
genwechsels und meint sie, daß diese Entwicklung anhalten 
wird? Ist die Bundesregierung bereit, diesen Bericht dem 
Deutschen Bundestag zuzuleiten? 

6. Macht sich die Bundesregierung darüber hinaus die in den 
Ziffern 20 bis 22 des erwähnten Berichts ausgesprochene 
Beurteilung über die Gefährdung der Zielvorstellungen des 
verkehrspolitischen Programms zu eigen? 

7. Wie beurteilt die Bundesregierung die neuesten Unter- 
suchungsergebnisse der Treuarbeit, teilt sie die darin aus- 
gesprochenen Befürchtungen, daß Anlaß zur Besorgnis be- 
steht, und ist ihr bekannt, daß sich diese ungünstige Ent- 
wicklung bis zur Stunde fortgesetzt hat? Was gedenkt die 
Bundesregierung zu tun, um dieser Entwicklung ein Ende 
zu bereiten? 
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8. Wieviele deutsche Schiffe sind gegenwärtig aufgelegt, und 
wie verteilen sich diese 

a) auf das Alter (Baujahr) der Schiffe 

b) auf die Größe der Schiffe 

c) auf die Art der Schiffe (Spezialschiffe)? 

9. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auflegungen? Hält 
sie den bisherigen Umfang für unbedenklich oder sympto- 
matisch für die Lage der Seeschiffahrt? 

10. Teilt die Bundesregierung noch die Auffassung, daß eine 
deutsche Handelsflotte auch das Vorhandensein einer lei- 
stungsfähigen deutschen Werftindustrie erfordert? 

11. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß seit 
Mitte 1971 den großen Werften keine Aufträge für Schiffs- 
neubauten erteilt wurden und die Arbeitsplätze in diesem 
Bereich ab 1973 ernsthaft gefährdet sind? 

12. Wie begründet die Bundesregierung ihre Vorschläge im 
Haushalt und im ERP-Wirtschaftsplan 

a) angesichts des Gegensatzes zu den von ihr verkündeten 
Prinzipien für die Schiffahrtspolitik 

b) angesichts der Tatsache, daß schon jetzt die Rationalisie- 
rungs- und Modernisierungsinvestitionen weitgehend 
eingeschränkt und bereits 1971 schiffahrtspolitisch wich- 
tige Neubauvorhaben zurückgestellt werden mußten? 

13. Ist die Bundesregierung bereit, unverzüglich im Bundes- 
haushalt, im ERP-Wirtschaftsplan und im Steuerrecht die 
Voraussetzungen zu schaffen, um diese Lage zu wenden? 

14. Erkennt die Bundesregierung an, daß die Auswirkungen 
der Wechselkursänderungen für die deutsche Seeschiffahrt 
angesichts ihrer fast vollständigen Betätigung im Devisen- 
ausland nach anderen Maßstäben zu beurteilen sind als für 
die Binnenwirtschaft? 

Ist die Bundesregierung bereit, daraus Konsequenzen zu 
ziehen? 

15. Welche Auffassung hat die Bundesregierung von den lang- 
fristigen Entwicklungsaussichten für die deutsche Seeschif- 
fahrt? Ist die Bundesregierung bereit, bis zur Vorlage des 
nächsten Verkehrsberichts ein Konzept vorzulegen, wie sie 
sich langfristig den weiteren Ausbau unserer Handelsflotte 
vorstellt (vgl. Debatte über den Verkehrsbericht 1970 im 
Deutschen Bundestag am 18. Juni 1971)? 

16. Wird die Bundesregierung den Empfehlungen des Seever- 
kehrsbeirates und des Verkehrsausschusses des Deutschen 



Drucksadie VI/3107 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Bundestages folgen und ihre ablehnende Haltung, das 
Sozialwerk für Seeleute zu fördern, überprüfen? 

17. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß dem See- 
verkehr in der erweiterten EWG eine wesentlich größere 
Bedeutung für die Integration der Märkte beizumessen ist 
als bisher? 

18. Wird die Bundesregierung sich für die Behandlung der See- 
schiffahrtsfragen und die Wahrung der Interessen der See- 
schiffahrt in der jetzigen und in der voraussichtlich zu er- 
weiternden EWG einsetzen - sei es unter Anwendung des 
Artikels 84 des EWG-Vertrages, sei es in anderen Rechts- 
bereichen des EWG-Vertrages? 

19. Bejaht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 

a) auch für die im Wettbewerb stehenden Unternehmun- 
gen der Seeschiffahrt gleichartige Wettbewerbsbedin- 
gungen herbeizuführen, 

b) damit zugleich auch für diesen Zweig der Dienstleistun- 
gen die für den ungehinderten innergemeinschaftlichen 
Warenverkehr und für den unverfälschten Wettbewerb 
von Produktion und Handel im Gemeinsamen Markt 
notwendige Wettbewerbsneutralität herbeizuführen? 


Bonn, den 3. Februar 1972 


Mursch (Soltau-Harburg) 
Rollmann 
Blumenfeld 
Lemmrich 

Dr. Müller-Hermann 
Damm 

Schröder (Wilhelminenhof) 


Dr. Schmid-Burgk 
Orgaß 
Dr. Jobst 
Petersen 
Vehar 

Weber (Heidelberg) 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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